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Ortsverein Botnang bringt Antrag gegen die Privatisierung von Autobahnen auf den Weg 

 

Im Rahmen einer Mitgliederversammlung hat der SPD Ortsverein Botnang ein klares Zeichen 

gegen die drohende Privatisierung von Autobahnen gesetzt. Die Fernstraßen sind ein Kern der 

Daseinsvorsorge und eine Aufgabe, die in staatlicher Hoheit bleiben muss! Man stelle sich nur 

die Folgen für Wirtschaft und die eigene freie Entfaltung vor, wenn das Autobahnnetz außer 

Takt gerät. Die Lehren aus der Privatisierung der Post und der Bahn müssen gezogen werden. 

Zum Hintergrund: Im Gegenzug zu den finanziellen Entlastungen der Länder, soll die 

Verwaltungshoheit der Autobahnen in den Bund übergehen. Sowohl für die Neuerung der 

finanziellen Verflechtungen als auch für die Zuständigkeitsänderung bei den Autobahnen sind 

Grundgesetzänderungen notwendig. Die Regierung legt beides jedoch nur als Gesetzespaket 

vor, was finanziell schwächeren die Pistole auf die Brust setzt, weil sie sich nicht gegen die 

Neuordnung der Fernstraßenverwaltung stellen kann, ohne gleichzeitig die monetären 

Entlastungen abzulehnen. 

Vorgesehen ist die Gründung einer neuen Behörde, die alleinig für Planung, Betrieb, Erhaltung, 

Finanzierung und vermögensmäßige Verwaltung der Bundesautobahnen zuständig ist. Diese 

kann sich allerdings zur Erledigung der Aufgaben  einer privaten Gesellschaft bedienen. 

Geplant ist die Gründung einer GmbH in Eigentum des Bundes, die aber bei Bedarf in eine 

Aktiengesellschaft umgewandelt werden kann. Dies öffnet Privatisierung Tür und Tor. 

 

In unserem Antrag, der der Bundestagsfraktion, dem Bundesparteitag, dem Landesparteitag 

und der Kreisdelegiertenkonferenz zuging, formulieren wir zwei Kernforderungen: Die 

Mitarbeiter der neuen privaten Gesellschaft sind dann nicht länger Beamte und können 

folglich nicht für Bestechungsdelikte (nach §§ 331 ff StGB) herangezogen werden. Die 

Auftragsvergabe ist nun erfahrungsgemäß aber ein Einfallstor für Korruption. Wir fordern eine 

wirksame Bekämpfung und strafrechtlich effektive Sanktionierung solche Verhaltensweisen. 

Zudem fordern wir die parlamentarische Kontrolle durch den Bundestag, im Besonderen muss 

das Frage- und Informationsrecht gegenüber der Bundesregierung voll gewährleistet sein. Dies 

ist nicht mehr der Fall, sobald Bundesautobahnen von einer privaten Gesellschaft betrieben 

werden. 

 

Des Weiteren schließen wir uns dem Papier der SPD Baden-Württemberg gegen die 

Privatisierung von Autobahnen vollumfänglich an. Dazu gehört unter anderem die Gründung 

einer Anstalt des öffentlichen Rechts anstelle einer GmbH, die eine effektive Kontrolle des 

Parlaments ermöglicht und Privatisierung entscheidend erschwert. Das Eigentum des Bundes 

muss auch bei gegründeten Tochtergesellschaften unveräußerlich, öffentlich-private 

Partnerschaften (PPP) ausgeschlossen sein. Die Kreditfähigkeit der Gesellschaft muss stark 

begrenzt sein und darf nur dem Liquiditätsmanagement dienen. 

 

Der OV Botnang bedankt sich bei Armin Nack für die Ausarbeitung und Erörterung des 

Antrages. 


